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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundestag stimmt für Investitionssofortprogramm der Koalition 

Der Bundestag hat am Donnerstag, 26. Juni 2025, den sogenannten Investitions-
Booster beschlossen.  

Die Abgeordneten haben einen Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen „für ein 
steuerliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland“ (21/323) angenommen. Für das Gesetzespaket in einer vom 
Finanzausschuss geänderten Fassung haben CDU/CSU und SPD gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke bei Stimmenthaltung der AfD 
gestimmt. Ein gleichlautender Gesetzentwurf der Bundesregierung (21/516) 
wurde für erledigt erklärt. Den Entscheidungen lagen eine Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses (21/629) sowie ein Bericht vom Haushaltsausschuss 
gemäß Paragraf 96 der Geschäftsordnung (21/643) zugrunde. 

Als Maßnahmen sieht der Entwurf insbesondere die als „Investitions-Booster“ 
titulierte Wiedereinführung und Aufstockung der degressiven 
Abschreibungsmöglichkeiten auf 30 Prozent auf bewegliche Wirtschaftsgüter 
sowie die schrittweise Senkung des Körperschaftsteuersatzes ab dem 1. Januar 
2028 von derzeit 15 Prozent auf zehn Prozent ab dem Jahr 2032 vor. Der 
Gesetzentwurf beinhaltet ferner eine Erleichterung für Personengesellschaften. 
So soll der Steuersatz auf einbehaltene Gewinne künftig in drei Schritten von 
derzeit 28,25 Prozent auf 25 Prozent ab dem Jahr 2032 sinken. Vorgesehen ist 
darüber hinaus eine stärkere steuerliche Förderung von Elektrofahrzeugen sowie 
die Ausweitung der steuerlichen Forschungszulage.  

Mehr Einzelheiten zu den Inhalten finden Sie in unserem Newsflash vom 4. Juni 
2025. 

Änderungen zum ursprünglichen Entwurf sind nur bei der Forschungszulage 
vorgesehen. Der Wert für die Begrenzung der förderfähigen Aufwendungen im 
Rahmen der Tätigkeitsvereinbarung bei Mitunternehmern in § 3 Abs. 3 FZulG soll 
ebenso von 70 € auf 100 € angehoben werden wie der anzusetzende förderfähige 
Stundensatz für Eigenleistungen. 

Für das Gesetz ist eine Mehrheit im Bundesrat erforderlich. Die Abstimmung im 
Bundesrat ist für den 11. Juli 2025 angesetzt. 

Fundstelle 

Bundestag, Meldung vom 26. Juni 2025. 

  

https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100323.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/005/2100516.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/006/2100629.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/006/2100643.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249239/steuern-recht-newsflash-4.-juni-2025/
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw26-de-investitionssofortprogramm-1084772
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 26. Juni 2025 

 
 
Bei der Günstigerprüfung nach § 10a Abs. 2 Satz 1 EStG ist die 
Differenz der tariflichen Einkommensteuer, die sich einerseits ohne 
und andererseits mit Abzug der Beiträge zur zusätzlichen 
Altersvorsorge als Sonderausgaben ergäbe, mit dem 
Zulageanspruch zu vergleichen. Eine teleologische Reduktion des 
Anwendungsbereichs des § 10a Abs. 2 Satz 1 EStG ist dann 
geboten, wenn zwar der Sonderausgabenabzug auf der Ebene der 
tariflichen Einkommensteuer günstiger als der Zulageanspruch ist, 
die festzusetzende Einkommensteuer aber dennoch höher ausfiele 
als ohne den Sonderausgabenabzug. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Zu einer Betriebsaufspaltung mit dem Eigenbetrieb einer 
Gebietskörperschaft als Besitzunternehmen, das das örtliche 
("passive") Glasfaser-Breitbandnetz an eine KG 
(Betriebsunternehmen) verpachtet hat, an deren 
geschäftsführender Komplementärin die Gebietskörperschaft über 
eine zwischengeschaltete GmbH beteiligt ist. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Auch ein Grundlagenbescheid, der viele Jahre nach Ende des 
Veranlagungszeitraums erlassen oder geändert wird, kann zu einer 
Zinspflicht unter Anwendung der Karenzzeit des § 233a Abs. 2 der 
Abgabenordnung führen (Festhaltung am Senatsurteil vom 
01.06.2016 - X R 66/14, BFH/NV 2016, 1688, Rz 29 f.). Der 
Umstand, dass der Steuerpflichtige aufgrund der unklaren 
Erbrechtssituation nicht in der Lage war, die 
Besteuerungsgrundlagen früher zu ermitteln beziehungsweise zu 
schätzen und eine Vorauszahlung auf die zu erwartenden Steuern 
zu leisten, um eine Zinsentstehung zu verhindern oder jedenfalls 
zu reduzieren, begründet keine sachliche Unbilligkeit. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil X R 11/21: 
Günstigerprüfung 
gemäß § 10a Abs. 2 
EStG; Reihenfolge der 
Rechenschritte von der 
tariflichen zur 
festzusetzenden 
Einkommensteuer 
 
 
 
9. April 2025 

Beschluss I B 8/23: 
Gebietskörperschaft 
als Besitz-
unternehmen einer 
Betriebsaufspaltung 
 
 
 
 
 

6. Juni 2025 
 

 

 Urteil X R 12/21: Kein 
Billigkeitserlass von 
Nachzahlungszinsen 
zur Einkommensteuer 
auf Einkünfte eines 
Erben wegen 
langjähriger Dauer 
eines Erbschein-
verfahrens 
 
 

9. April 2025 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510126/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520177/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510127/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Betriebsausgabenabzug von Ausgleichszahlungen im Rahmen eines 
Zinsswaps 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass 
Ausgleichszahlungen im Rahmen eines Zinsswaps als Betriebsausgaben 
abzugsfähig sein können, soweit mit diesem ein betriebliches Zinsänderungsrisiko 
abgesichert werden soll. 
Sachverhalt 
Der Kläger plante, das von ihm erfolgreich geführte Weingut umfangreich zu 
expandieren. Die Finanzierung sollte im Wesentlichen durch Fremdkapital 
erfolgen. 
Um sich das bestehende Zinsniveau für die kostenintensive und zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht planreife Betriebserweiterung zu sichern, schloss der Kläger 
in den Jahren 2011/2012 mit zwei Banken zwei sogenannte (Forward-)Swap-
Verträge, die den Austausch eines festen Zinssatzes (Kläger) gegen einen 
variablen Zinssatz (Bank) basierend auf einem festgelegten Kapitalbetrag zum 
Gegenstand hatten. 
Aufgrund nicht von dem Kläger zu vertretener Umstände konnte mit der 
Herstellung der neuen Betriebsgebäude erst in 2015 begonnen werden. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte sich das Marktzinsniveau jedoch entgegen der bisherigen 
Prognose abgesenkt, weshalb der Kläger seinen Finanzierungsbedarf --ohne 
Rückgriff auf die Swap-Verträge-- durch Inanspruchnahme niedrig verzinster 
Darlehen bei anderen Kreditinstituten deckte. 
Die durch den Zinsrückgang bedingten, vierteljährlich zu leistenden 
Ausgleichszahlungen aus den Swap-Verträgen machte der Kläger als 
Betriebsausgaben bei seinen Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft geltend. 
Das Finanzamt verneinte jedoch eine betriebliche Veranlassung der Swap-
Verträge und ordnete die damit zusammenhängenden Einnahmen und Ausgaben 
den Einkünften aus Kapitalvermögen zu. Dies hatte zur Konsequenz, dass sich 
die Aufwendungen (Verluste) im Streitjahr steuerlich nicht auswirkten, da sie nur 
mit Gewinnen aus der nämlichen Einkunftsart hätten verrechnet werden können, 
welche indes nicht angefallen waren. 
Die hiergegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht und auch die Revision beim 
BFH hatten keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat zunächst klargestellt, dass Ausgleichszahlungen im Rahmen eines 
Zinsswaps grundsätzlich als Betriebsausgaben abgezogen werden können, wenn 
mit dem Swapgeschäft ein betriebliches Zinsänderungsrisiko abgesichert werden 
soll. 
Dies setzt allerdings voraus, dass das betriebliche Darlehen und das 
zinssichernde Swap-Geschäft inhaltlich (bestands-, volumen-, laufzeit- und 
betragsmäßig) genau oder zumindest annähernd aufeinander abgestimmt sind. 
Stehen --wie im Streitfall-- Zahlungen für ein (Forward-)Swap in Rede, der einen 
(vermeintlich) günstigen Zins für ein erst später erforderliches Darlehen sichern 
soll, ist hierfür bereits ausreichend, dass das Zinssicherungsgeschäft und der 
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zeitlich nachfolgende Darlehensvertrag belastbar auf einem einheitlichen 
Finanzierungskonzept gründen. 
Denn in einem solchen Fall lassen sich --anders als bei zeitgleich 
abgeschlossenen Verträgen-- das (gegenwärtige) Zinssicherungsgeschäft und 
das (spätere) Darlehen naturgemäß nicht ohne Weiteres inhaltlich genau 
aufeinander abstimmen. So kann insbesondere nicht ausgeschlossen werden, 
dass sich die wirtschaftliche Ausgangslage ebenso wie der Finanzierungsbedarf 
nach dem Abschluss des Swap-Geschäfts durch nicht beeinflussbare Umstände 
bis zum Zeitpunkt des Darlehensabschlusses ändern. 
Um sicherzustellen, dass ein Swap-Geschäft nicht aus spekulativer und damit 
betriebsfremder Veranlassung abgeschlossen worden ist, verlangt der BFH 
darüber hinaus, dass es vom Steuerpflichtigen von Anfang an als betriebliches 
Geschäft behandelt wird. Dies erfordert, zu leistende Ausgleichszahlungen als 
betrieblichen Aufwand und etwaige Ausgleichszahlungen der Bank als 
betriebliche Einnahmen schon in der laufenden Buchhaltung zu erfassen. 
Ausgehend von diesen Grundsätzen hat der BFH die Entscheidung des 
Finanzgerichts im Ergebnis bestätigt. Dabei konnte der BFH im Streitfall 
offenlassen, ob die vom Kläger geschilderten Umstände die Beurteilung hätten 
rechtfertigen können, die Zinsswap-Verträge seien ungeachtet der fehlenden 
Konnexität mit den Darlehensverträgen gleichwohl betrieblich veranlasst 
gewesen, da sie ausschließlich zur Sicherung des Zinsniveaus des für die 
Betriebserweiterung erforderlichen Fremdkapitals abgeschlossen worden seien. 
Denn der Betriebsausgabenabzug der Ausgleichszahlungen war vorliegend 
jedenfalls deshalb ausgeschlossen, weil der Kläger diese nicht von vorherein als 
betriebliche Ausgaben in der laufenden Buchhaltung erfasst, sondern erst im 
Rahmen der Jahresabschlussarbeiten betrieblich verbucht hatte. 
Damit war nicht ausgeschlossen, dass die Zinsswap-Verträge zunächst der 
privaten Spekulation ("Zinswette") dienen sollten und erst nachdem deren 
Verlustneigung sich verfestigte, aus Gründen der "Steueroptimierung" in die 
betriebliche Sphäre verlagert worden sind. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. April 2025 (VI R 11/22), veröffentlicht am 20. Juni 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 040/25. 
 
Zur Anwendung des Verlustabzugsverbots nach § 8c Abs. 1 KStG bei 
unterjährigem Wechsel der Gesellschafter und Anwendung des § 8d KStG 
bei mehrstufiger Organschaft 
Das Finanzgericht Düsseldorf hatte über die Anwendung der 
Verlustabzugsbeschränkung nach § 8c KStG und § 8d KStG i. V. m. § 10a 
GewStG bei einem unterjährigen Gesellschafterwechsel im Fall einer 
mehrstufigen körperschaftsteuerlichen und gewerbesteuerlichen Organschaft zu 
entscheiden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist Rechtsnachfolgerin weiterer Kapitalgesellschaften, die in einer 
mehrstufigen Organschaftsstruktur verbunden waren. Die beteiligten 
Kapitalgesellschaften waren dabei zum Teil sowohl Organträger als auch 
Organgesellschaft. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsausgabenabzug-von-ausgleichszahlungen-im-rahmen-eines-zinsswaps/
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Im Streitjahr 2017 wurden sämtliche Anteile an der ausländischen 
Muttergesellschaft der obersten deutschen Organträgerin an einen 
konzernfremden Erwerber veräußert. Dies stellte unstreitig einen schädlichen 
Beteiligungserwerb im Sinne des § 8c Abs. 1 KStG dar. 
Das beklagte Finanzamt wandte die Verlustabzugsbeschränkung in der Weise an, 
dass es die bis zum Zeitpunkt des schädlichen Erwerbs angefallenen Verluste der 
Organgesellschaften zeitanteilig kürzte, bevor diese dem Organträger 
zugerechnet wurden. 
Die Klägerin argumentierte dagegen, dass bei unterjährigem Beteiligungswechsel 
eine vertikale Ergebnissaldierung der Ergebnisse im Organkreis oder eine 
Zwischenkonsolidierung vorzunehmen sei. Zudem machte sie die Anwendung 
des § 8d KStG (fortführungsgebundener Verlustvortrag) geltend. 
Das Finanzamt war dagegen unter Verweis auf das BMF-Schreiben vom 
28.11.2017 (Rz. 37) der Ansicht, dass eine unterjährige Ergebniskonsolidierung 
ausscheide. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Düsseldorf gab der Klage teilweise statt. 
Das Gericht entschied, dass die unterjährigen Verluste bis zum schädlichen 
Erwerb bei der Anwendung des § 8c KStG (i. V. m. § 10a GewStG) zu 
berücksichtigen seien. Die Verluste, die unter der alten Kontrolle und alten 
wirtschaftlichen Identität der Gesellschaft entstanden seien, müssten aus dem 
Verlustverfall ausgeklammert werden. Eine getrennte Anwendung der 
Verlustabzugsbeschränkung auf jeder Ebene der Organschaft widerspreche dem 
Zweck der Norm. 
Die Anwendung des § 8d KStG auf die Verluste aus vororganschaftlicher Zeit 
lehnte das Gericht jedoch ab. Zum einen scheitere dies daran, dass die 
betroffenen Organgesellschaften gleichzeitig Organträger gewesen seien (§ 8d 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KStG). Zum anderen lägen durch die Organträgereigenschaft 
mehrere Geschäftsbetriebe und damit nicht ausschließlich derselbe 
Geschäftsbetrieb, wie es § 8d Abs. 1 Satz 1 KStG erfordere, vor. 
Fundstelle 
Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 9. Dezember 2024 (6 K 1772/20 K,G,F); die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 11/25 anhängig, siehe den Newsletter 
Juni 2025 des Finanzgerichts. 
 
 

Business Meldungen 
 
Konsultation der EU-Kommission zur Überarbeitung der DAWI-Vorschriften 
insbesondere im Bereich Wohnraum 
 
Die Erschwinglichkeit von Wohnraum ist zu einer der drängendsten sozialen 
Herausforderungen in der Europäischen Union geworden. Steigende Mieten, 
Wohnungsmangel und hohe Energiekosten betreffen längst nicht mehr nur 
einkommensschwache Haushalte, sondern weitere Teile der Gesellschaft. Vor 
diesem Hintergrund plant die EU-Kommission eine umfassende Überarbeitung 
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der beihilferechtlichen Vorschriften für Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse (DAWI), insbesondere im Bereich des erschwinglichen 
Wohnraums. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 03.07.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249562/konsultation-der-eu-kommission-zur-ueberarbeitung-der-dawi-vorschriften-insbesondere-im-bereich-wohnraum/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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